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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Festnahme des jugoslawischen Staatsangehörigen 
Vracaric 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV 21 — 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Aus- 
wärtigen und des Innern beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu 1. 

Das Bundeskriminalamt ist nach § 4 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Einriditung eines Bundeskriminalamts vom 8. März 1951 
nicht beredrtigt, Ermittlungen in eigener Zuständigkeit durdi- 
zuführen. Es hat daher einen sdiweizerisdien polizeilichen Hin- 
weis auf das Fahndungsersuchen von 1941 nur entgegenge- 
nommen und ohne Prüfung der Tatumstände an die zustän- 
dige Stelle weitergeleitet. 

Zu 2. 

Eine Beantwortung dieser Frage entfällt, da die Frage zu 1. 
verneint worden ist. 

Zu 3. 

Das Eidgenössische Justiz- und Poiizeidepartement hat bei sei- 
nem Hinweis vom 12. April 1961 bemerkt, daß in dem Paß 
des Vracaric mehrere Einreisevisen nach Deutschland ent- 
halten seien. 

Zu 4. 

Im Bundesgebiet werden Ausländer allein wegen ihrer Aus- 
ländereigensdiaft nicht überwacht. 

Zu 5. 

Der Haftbefehl wurde erwirkt, weil es sidi bei der in der 
Ausschreibung gesdiilderten Tat nach der damaligen Auffas- 
sung des zuständigen Oberstaatsanwalts um einen kriminellen 
Mord handelte. 
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Zu 6. 

Der Generalbundesanwalt prüft in einem Verfahren nach 
§ 13 a StPO nur, ob das Verfahren, für das der Geriditsstand be- 
stimmt werden soll, überhaupt durdrgeführt werden kann. Nur 
wenn von Anfang an, ohne daß es weiterer Ermittlungen be- 
darf, bereits nach Aktenlage eindeutig feststeht, daß ein Ge- 
richt der Bundesrepublik keinesfalls zuständig ist, beantragt 
er beim Bundesgerichtshof, ein zuständiges Gericht nidit zu 
bestimmen. Wenn aber die Entsdieidung, ob ein Verfahren 
einzuleiten ist, von weiteren Ermittlungen oder der Beurtei- 
lung zweifelhafter Fragen abhängt, so muß die Entsdieidung 
dem zuständigen Rechtspflegeorgan überlassen bleiben, näm- 
lich dem nach § 13 a StPO zu bestimmenden Geridit und der 
diesem Gericht zugehörigen Staatsanwaltschaft. Denn die Frage, 
ob ein Verfahren eingeleitet, eingestellt oder durchgeführt 
werden muß, ist nach § 16 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
und nach Artikel 101 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes allein 
dem gesetzlichen Richter bzw. der Staatsanwaltsdiaft bei dem 
gesetzlichen Gericht Vorbehalten. Aufgabe des Bundesgeridits- 
hofs in Verfahren nach § 13 a StPO ist es nur, diesen gesetz- 
lichen Richter zu bestimmen. 

Die Bundesanwaltschaft hat im Fall Vracaric geprüft, ob die 
Voraussetzungen des Artikels 3 des Ersten Teils des Über- 
leitungsvertrages vorliegen. Sie hat diese Frage verneint. 

Zu 7. 

Da der Bundesgeriditshof in Verfahren nach § 13 a StPO ohne 
Nachprüfung weiterer Fragen nur den für die Nacfiprüfung zu- 
ständigen gesetzlichen Richter zu bestimmen hat, mußte ihm der 
Antrag des Generalbundesanwalts vom 6. Mai 1961, gemäß 
§ 13 a StPO ein zuständiges GeridU zu bestimmen, für seine 
Entscheidung genügen. 

Zu 8. 

Dem Antrag der Staatsanwaltschaft Konstanz auf Erlaß eines 
Haftbefehls vom 15. Juni 1961 und dem Haftbefehl des Amts- 
gerichts Konstanz vom 16. Juni 1961 lagen eine Abschrift des 
Schreibens des Bundeskriminalamts an die Biindesanwaltschaft 
vom 2. Mai 1961, eine Fotokopie aus dem Reidiskriminalpoli- 
zeiblatt vom 30. Oktober 1941 sowie der Beschluß des Bundes- 
geriditshofs vom 19. Mai 1961 zugrunde. 

Zu 9. 

Nach Ansicht der Staatsanwaltschaft konnten die letztlidi ent- 
scheidenden Feststellungen erst diirdi die Vernehmung des 
Vracaric getroffen werden. 

Zu 10. 

Die Frage, ob es sich um eine militärische Kampfhandlung eines 
jugoslawischen Staatsangehörigen im Kriege gehandelt hat, 
konnte nadi Ansicht der Beteiligten auch erst durch die Ver- 
nehmung des Vracaric geklärt werden. 
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Zu 11. 

Der Oberstaatsanwalt hat entgegen den verwaltungsinternen 
Bestimmungen dem Generalstaatsanwalt und der zuständigen 
Landesjustizverwaltung nicht berichtet und es unterlassen, die 
Weisung dieser Behörden einzuholen. 

Zu 12. 

Bei Polizei- und Justizdienststellen des Bundes sind im Zusam- 
menhang mit diesem Verfahren keine Akten vernichtet worden. 
Nur der Polizeipräsident in München hat auf Antrag des jugo- 
slawischen Generalkonsulats in München die aus Anlaß der 
Festnahme auf Grund von § 81b StPO erstellten erkennungs- 
dienstlichen Unterlagen vernichtet, nachdem der zuständige 
Oberstaatsanwalt in Konstanz erklärt hatte, daß das Material 
nicht mehr für Zwecke der Durchführung eines Strafverfahrens 
benötigt werde, und es auch für den polizeilichen Erkennungs- 
dienst nicht mehr von Interesse war (§ 81 b StPO). 

Im einzelnen wurden vernichtet: 

a) 1 Personenbeschreibungsbogen mit 9 dreiteiligen Lichtbil- 
dern und einem Negativ, 

b) 6 Einzelfingerabdruckblätter, 

c) 3 Formblätter mit Handflächenabdrucken, 

d) 1 Personenkarteikarte mit einem Fingerabdruck und Angaben 
über Personalien. 

Sonstige Unterlagen, insbesondere Akten, die anläßlich der Fest- 
nahme des Vracaric entstanden waren, sind nicht vernichtet 
worden 

Zu 13. 

Nach Ansicht der Bundesregierung war die Verhaftung des 
jugoslawischen Staatsangehörigen Vracaric nidit vereinbar mit 
dem in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Recht. 

Zu 14. 

Das Bundesjustizministerium wird die Landesjustizverwaltungen 
unter eingehender Darstellung der Sach- und Reditslage darauf 
hinweisen, daß Partisanen und Widerstandskämpfer wegen 
Kampf- und Widerstandshandlungen, die im zweiten Weltkrieg 
begangen worden sind, in der Bundesrepublik Deutschland 
strafrechtlich nicht verfolgt werden können, unabhängig davon, 
ob es im Völkerrecht erlaubte Handlungen waren oder nicht. 
Es wird die Landesjustizverwaltungen bitten, alle nachgeord- 
neten Behörden entsprechend zu unterrichten. 

Zu 15. 

Die Fahndungshilfsmittel des Bundeskriminalamts enthalten 
ausschließlich Fahndungsersuchen aus der Zeit nach dem Kriege 
und keine alten NS-Ersudien. Auch Vracaric war nach den Fest- 
stellungen des Bundeskriminalanits vor dem 16. Juni 1961, also 
vor Erlaß des Haftbefehls des Amtsgerichts Konstanz, in den 
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in der Bundesrepublik gültigen Fahndungsmitteln nicht aus- 
geschrieben. 

Zu 16. 

Die Bundesregierung hat in einer Antwortnote vom 18. No- 
vember 1961 an die Schwedische Botschaft in Bonn als Sciiutz- 
machtvertretung der Förderativen Volksrepublik Jugoslawien 
zum Ausdruck gebracht, daß es sich um einen bedauerlichen 
Einzelfall handelt, und eine Entsdiädigung angeboten. 


Dr. Stammberger 



